Resolution des

Präsidiums des Städte- und Gemeindebundes NRW

vom 30. August 2007

Das Präsidium des StGB NRW sieht mit großer Sorge, dass im Zuge der öffentlichen Diskussion um die aktuellen sparkassen- und kommunalpolitischen Herausforderungen

-
Arbeitsentwurf zur Novellierung des Sparkassengesetzes in Nordrhein-Westfalen und 
-
Überlegungen zur Zukunft der WestLB AG

die fachlich, ökonomisch und strategisch wohlbegründeten Belange der Sparkassen und der sie tragenden kommunalen Familie erheblichen Schaden nehmen könnten.

Um dies zu vermeiden, hat das Präsidium des StGB NRW gemeinsam mit den anderen kommunalen Spitzenverbänden und den beiden Sparkassenverbänden eine ausführliche und dezidierte Stellungnahme zum Arbeitsentwurf zur Novellierung des Sparkassengesetzes in Nordrhein-Westfalen abgegeben und hierbei ein besonderes Augenmerk auf die strikte Ablehnung einer - wie auch immer denkbaren - Vertikalisierung gelegt.

Angesichts der aktuellen, auch medial vermittelten Konfliktlage um den besten Weg für die Gesetzesnovelle und die Zukunft der WestLB AG plädiert das Präsidium des StGB NRW für eine umgehende Rückkehr zur Sachlichkeit im Prozess der Meinungsbildung. Alle Anteilseigner der WestLB AG sind aufgerufen, an einer guten Zukunftsperspektive der Bank zu arbeiten. Neuer Konsens sollte so rasch wie möglich gefunden werden. 
Wie vom Aufsichtsrat der Bank mehrfach einstimmig beschlossen, wollen auch die Sparkassen und ihre kommunalen Träger im Prozess der Konsolidierung der Landesbanken eine aktive Rolle spielen. Wir werben bei den übrigen Anteilseignern dafür, dass wir gemeinsam die Chancen für den Finanzplatz Nordrhein-Westfalen ergreifen. Wir streben eine von allen Anteilseignern der WestLB AG gemeinsam getragene Lösung an.
In einem zukunftsfähigen neuen Geschäftsmodell müssen die Stärken der WestLB AG auf eine breitere Kundenbasis gestellt und durch geeignete Partner komplementär ergänzt werden. Wir sind überzeugt, dass so eine große Zahl von Arbeitsplätzen dauerhaft gesichert und der Wirtschaft in NRW die erforderlichen Finanzdienstleistungen angeboten werden können. 
Für die Zukunft der WestLB AG ist die verlässliche Verbindung mit den Sparkassen unverzichtbar. Erfolgreich kann dies nur auf der Grundlage freiwilliger, vertraglich vereinbarter Kooperation geschehen – jede Form angeordneter vertikaler Verknüpfung würde diese Kooperation zerstören und wird von uns abgelehnt. 
Von den heute verfügbaren Möglichkeiten halten die Sparkassen und ihre kommunalen Träger nach Untersuchung aller von uns prüfbaren Optionen den Zusammenschluss von Landesbank Baden-Württemberg (LBBW) und WestLB AG für den vorzugswürdigen Weg. Wir treten dafür ein, die dazu notwendigen Verhandlungen sehr rasch aufzunehmen.
Aus LBBW und WestLB AG kann ein im europäischen Bankenmarkt starkes Institut entstehen, wenn die Verhandlungen von allen Beteiligten im Geist partnerschaftlicher Gleichberechtigung und fairer Verteilung von Lasten wie Erfolgen geführt werden. 
Die Sparkassen und ihre kommunalen Träger haben mit diesem Vorschlag aufgezeigt, wie sie der WestLB AG eine sichere Zukunft eröffnen wollen. Sie bitten alle anderen Anteilseigner um zügige und konstruktive Prüfung. Zugleich sagen sie zu, jeden geeigneten, zeitnah von einem anderen Anteilseigner vorgelegten Vorschlag ebenso rasch und konstruktiv zu prüfen. 
